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Linz, 09.08.2022 

"Unterbringungs-Sicherstellungsgesetz" 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Unterbringungs-Sicherstellungsgesetz ge-

ändert wird (Oö. Unterbringungs-Sicherstellungsgesetz-Novelle 2022) 

Begutachtungsverfahren 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

 

Die Landesgruppe Oberösterreich des Österreichischen Städtebundes gibt in Zu-

sammenarbeit mit dem Geschäftsbereich Soziales, Jugend und Familie der Stadt Linz 

folgende Stellungnahme ab: 

 

Allgemeines, finanzielle Belastungen: 

Die Geltung des Oö. Unterbringungs-Sicherstellungsgesetzes ist derzeit bis 31. De-

zember 2022 befristet. Die Verlängerung der derzeit vorgesehenen Befristung um 

weitere sechs Jahre bis 31. Dezember 2028 scheint überschießend. Diese geht sogar 

über die aktuelle Legislaturperiode hinaus. 
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Überdies soll die bisher im Gesetz enthaltene Begrenzung auf höchstens 

100 Personen je Unterbringungsstandort entfallen und die Möglichkeit 

geschaffen werden, insbesondere im Fall von besonders unerwarteten oder unab-

wendbaren Ereignissen durch Verordnung der Landesregierung auch eine größere 

Personenanzahl unterzubringen.  

Dieser Wegfall der Begrenzung auf höchstens 100 Personen je Unterbringungsstand-

ort wird kritisch gesehen und ist abzulehnen. Dem Verordnungsgeber wird dadurch 

eine uneingeschränkte Kompetenz eingeräumt, abseits der baurechtlichen Bestim-

mungen und der Flächenwidmung in die Planungs- und Gestaltungskompetenzkom-

petenz der Gemeinden einzugreifen. Durch derartige Großquartiere sind enorme so-

ziale Herausforderungen zu erwarten, die in weiterer Folge zum überwiegenden Teil 

durch die jeweilige Kommune bzw. den regionalen Träger sozialer Hilfe zu tragen 

sind. 

Mit freundlichen Grüßen 
Die Leiterin der Geschäftsstelle 

Mag.a Dr.in Julia Eder 

(elektronisch beurkundet) 
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